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Bezugsprei « : In « arl »ruhe und auswärt » frei in « Hau « geliefert monatlich 3,50 Goldmark . — Ein , elnummer 10 Voldpfennig . Sam « taz « 15 Goldpfennig . — » n,eizengebühr1Z Goldvfennig für Im » Höhe und ein
Siebentel Breite . Briese und Gelder frei . Bei Wiederholungen tariffefter Rabatt , der al« Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann , wenn nicht binnen vier Wochen nach Emvfang der Rechnung Zablung erfolgt . Amtliche
Anzeigen sind direkt an die Geschäftsstelle der Karl « ruher Zeitung , Badischer Staarsanzeiger , Karlsriedriibstraße 14, zu senden und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium des Innern berechnet. Bei Klagecrhcbung , zwangs -
« eiser Beitreibung und Konkurs - erfahren fällt der Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt , Streik . Sperre , Aussperrung , Maschinenbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb oder
in denen unserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüche , falls die Zeitung verspätet , in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Für telephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen .
Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegeben und eS wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur je bis 25. auf Monatsschluß erfolgen .

. Amtlicher Zeil
Die Schöffengerichte

** Die Verordnung über Gerichtsverfassung und
Strafrechtspflege vom 4 . Januar d . I . hat die Zustän -
bigfeit der Strafgerichte insofern verschoben , als die Zu -
ständigkeit des bisherigen Schöffengerichts auf den Ein -
zelrichter , die Zuständigkeit der bisherigen landgericht-
lichen Strafkammer und ein beträchtlicher Teil der
schwurgerichtlichen Zuständigkeit auf das Schöffengericht
übergegangen ist . Das künftige Schöffengericht, das mit
einem Richter und zwei Schöffen oder in verwickelten
Sachen mit zwei Richtern und zwei Schöffen besetzt sein
wird , hat demnach mit dem bisherigen Schöffengericht
nichts mehr als den Namen gemeinsam. Sein Auf-
gabenkreis umfaßt den weitaus größten Teil der eigent-
lichen Verbrechen, mit Vergehen wird es sich in Hinkunft
nur ausnahmsweise in besonders bedeutungsvollen Fäl -
len , etwa unter denselben Voraussetzungen , unter denen
Vergehen bisher vor der Strafkammer abgeurteilt wor¬
den sind , zu befassen haben.

Im Hinblick auf die Erfordernisse an Zahl und Ver-
eigenschaftung, die an die Vorsitzenden und die beisitzen-
den Richter dieses künftigen Schöffengerichts wegen sei-
ner besonderen Bedeutung für die Strafrechtspflege ge°
stellt werden müssen , konnte die Errichtung dieser Ge-
richte bei allen Amtsgerichten nicht in Erwägung gezogen
werden. Die Landesjustizverwaltung hat vielmehr , da
nun auf diesem Wege eine entsprechende Besetzung ohne
kostspielige Versetzungen, bauliche Herstellungen und der-
gleichen zu erzielen ist, von der Ermächtigung des § 57a
Gerichtsverfassungsgesetzes, gleich wie die meisten übri -
gen Landesjustizverwaltungen , Gebrauch machend , ange-
ordnet, daß Schöffengerichte nur bei den Amts -
gerichten an den Sitzen der Landgerichte
und — mit Rücksicht auf die besondere Bedeutung und
die Besetzung des Amtsgerichts Pforzheim und , da
dort bereits seit langem auch eine staatsanwaltschaftliche
Zweigstelle besteht — bei diesem errichtet werden.

Bewertung des Eigenverbrauchs der Landwirte
für die Umsatzsteuer

* * Im Landesfinanzamtsbezirk Karlsruhe ist die Nicht-
zahl zur Bewertung des Eigenverbrauchs der Landwirte
im Monat Januar 1924 auf 17 Goldmark festgesetzt wor-
den . Diese Richtzahl ist bei den bis 10 . Februar d . Js .
aus die Umsatzsteuer zu leistenden Vorauszahlungen nach
§ 37 (2) des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der
Nr . 10 des Art . IV der zweiten Steuernotverordnung
vom 19. Dezember 1923 zu berücksichtigen.

Aus der Nukwertungsverordnung
Aus der Aufwertungsverordnung wird vorerst noch be-

kannt : Die Schuldendienstsuspension für alle bisher in Reichs -
mark aufgenommenen Reichs - , Staats - und Gemeindeanlet -
hen soll ( so ist der Wortlaut ) „bis zur Erledigung sämtlicher
Reparationsverpslichtungen " Platz greifen . Bei Gemeindeschul -
den mutz die Landesbebörde zustimmen . Andere öffentlich -
rechtliche Körperschaften können in ähnlicher Weise begünstigt
werden . Weiter teilt die „FranU . Ztg .

" mit :
!Was die Aufwertungsschancen der Inhaber anbetrifft , so

bestätigt es sich, datz der Erwerber von Pfandbriefen der Hy -
pothekenbanken, Landschaften , Stadtschaften aus den Jahren
1919 bis 1923 ausfällt , der gleichzeitig spekulative oder un-
spekulative Erwerber einer Jndnstrieobligatwn aber bis zu
10 Prozent bekommt, wie nur ein alter Dauerbesützer alter
Pfandbriefe . In praxi scheint damit dem Fundus der be-
rechtigten Pfandbriefgläubiger auch ein etwaiger Auswertungs -
gewinn , den eine Bank an Nachkriegshhpotheken 'haben wird ,
zuzufließen . Im ganzen darf aber auch ein Pfandbrief nicht
mehr als 10 Prozent in Gold empfangen . Ein Rost , soweit
ihn die Hypothekenbank nicht für Spesen bewilligt bekommt,
geht ans Reich für Wohnungsbauzwecke . Tin bis zur Höchst -
grenze v. 19 Proz - Gold aufgewerteter Hypothekenglmrbiger hak
diesen Aufwertungsbetrag unter Umständen seinem Schuldner
noch bis 1929 zu stunden , er bleibt aber dinglich gesichert.
Auch die Pfandbriefinstitute bekommen also , wie evtl . der
Privathhpothekar , automatisch fünfjährige niedrig auslau -
sende Goldhypotheken .in ihren Besitz, haben aber diese
als „Teilungsmasse " gesondert abzuwickeln - Die Verzinsung
auf diese wie auf andere Auswertungsbeträge ist gering und
beginnt ab 1925 mit 1 Pvzent auf den Einigungsbetrag ,
jedoch in Gold , und steigt um 1 Progent bis zur Erreichung
des einst festgelegt gewesenen Zinsfußes .

Die kaum lösbcire Regelung der Geldentwertungsgewinn -
frage bei Wechsel-, Bank - , Lombardkrediten , soll mit
Hilfe der Fachkreise geprüft werden . Von den Bankdepo-
fiten andererseits ist überhaupt nicht die Rede , wie den auch
die Einleger der Sparkassen wegen der Arbeitszersplitterung
keinen Genuß von dem Hypothekenauswertungsergebnis der
Kassen haben werden , weil der Ertrag den Garantieverbänden
für gemeinnützige Zwecke zufließt . Alleinige Ausnahmen bil -
den Mündeleinlagen , die biö 10 Prozent Aufwertung emp-
fangen können.

Mirtsckattlicke Illmsckau
In Berlin tagen nun die Sachverständigenausschüsse,

die von der Reparationskommission eingesetzt sind , um
Gutachten über die wirtschaftliche Lage Deutschlands zu
erstatten. Um dies also , und nicht mehr, handelt es sich
vorerst.

Der erste Ausschuß , der die deutsche Finanzlage prüfen
will , behandelt auch die Frage der deutschen Währung in
Verbindung mit dem Projekt der Goldnotenbank, die
statt des vorläufigen und Vinnen -Zahlungsmittels der
Rentenmark ein dauerndes , auch für den internationalen
Verkehr geeignetes deutsches Zahlungsmittel schaffen soll.
Wie diese Goldnotenbank nach den Vorschlägen des Aus -
schusses im Einzelnen aussehen soll, ist noch ganz un-
bekannt. Es ist anzunehmen, daß der Ausschuß nicht mit
einem festen Projekt nach Berlin gekommen ist , sondern
daß sich seine Vorschläge nach dem richten , was er dort
in den Verhandlungen mit den deutschen Regierungs -
stellen und Wirtschaftskrisen beobachtet und feststellt .
Auch hängt diese Frage mit den andern großen Proble -
men, der Balanzierung des deutschen Budgets , den Re-
Parationszahlungen und dem Ruhr - und Rheinproblem
aufs engste zusammen . Das deutsche Budget kann vorerst
die Aufnahme der Reparationsbeträge und Befatzungs-
kosten unter den Ausgabenposten aus keinen Fall ertragen ,
und hier liegen die Hauptschwierigkeiten der Berliner
Verhandlungen .

Die Kommission , die auch das deutsche Steuersystem
prüfen soll, hat von der Reichsregierung eine Denkschrift
vorgelegt erhalten, wonach für das Etatsjahr 1924 ein
deutscher Goldetat Einnahmen von 5,2 Milliarden und
Ausgaben von 5,7 Milliarden vorsieht , so daß ein Defizit
von 500 Millionen sich ergibt, wobei allerdings die Aus -
führung des Versailler Vertrags in die Ausgaben ein-
bezogen ist . Dabei wird aber ferner darauf verwiesen,
baß die geschätzten Einnahmen nur erreicht werden, wenn
die deutsche Wirtschafts- , Verwaltungs - und Steuerhoheit
in den besetzten Gebieten wiederhergestellt wird . Bei
Fortdauer der gegenwärtigen Zustände werden die Ein -
nahmen noch annähernd eine Milliarde weniger betragen !

Diese Schilderung der Finanzlage Deutschlands warnt
uns im Verein mit den Tatsachen , daß die Sachverstän-
digen lediglich wirtschaftliche Gutachten erstatten sollen ,
und daß überdies die Ansichten der Reichsregierung und
des Komitees noch erheblich auseinander zu gehen schei-
nen , vor unberechtigtem Optimismus .

*
Die dritte Steuernotverordnung ist in diesen Tagen

vom Reichskabinett verabschiedet worden und wird auf
Grund des Ermächtigungsgesetzes in Kraft treten , nach-
dem sie den Reichsrat, die Fünfzehnerkommission des
Reichstags und den Reichswirtschaftsrat passiert hat.
Diese Körperschaften sind aber lediglich anzuhören und
die Reichsregierung ist an ihre Beschlüsse nicht gebunden.
Trotzdem ist anzunehmen, daß es zu umfangreichen Aus -
einanderfetzungen kommen wird , daß möglicherweise doch
noch Änderungen eintreten werden. Denn nicht nur der
Schönheitsfehler hat die Verordnung die Menge, die das
Unmögliche freilich nie zustande bringen konnte, auch nur
die schlimmsten Ungerechtigkeiten der Jnslationsperiode
zu beseitigen. Die Verordnung ist ein Kompromiß .
Leitender Gesichtspunkt bei ihr aber die Notlage der
öffentlichen Finanzen . Bestimmend für sie waren vor
allem fiskalische Gründe .

Die Verordnung , wie sie bisher vorliegt , wird in wei-
testen Kreisen große Enttäuschung hervorrufen ; vor
allem wegen dessen , was sie nicht bringt . Zunächst bringt
sie nicht die Aufwertung der vor dem 31 . Dezember 1923
gekündigten Hypotheken , wobei die Verteidiger der Ver-
ordnung anführen werden, daß dadurch eine ungeheure
Vermehrung der Fälle und die größten praktischen Schwie-
rigkeiten eintreten würden. Es handelt sich aber hier um
eine solch offenbare Ungerechtigkeit , daß hier der Hebel
der Reform unbedingt angesetzt werden müßte . Wer vor
dem 31 . Dezember einen noch so winzigen Betrag für
sein in Goldmark gegebenes Darlehen zurückerhalten hat ,
soll leer ausgehen. Den vorläufigen Strich unter die
wenig verschleierte Rechnung eines Staatsbankerotts
macht die Verordnung durch die Bestimmung , datz die
Anleihen des Reichs , der Länder und Gemeinden von der
Aufwertung ausgeschlossen sind und daß auch ihre Ver-
zinsung und Tilgung vorläufig ausgesetzt wird , bis die
Reparationsfrage geregelt ist . Wenn man auch die Un-
gerechtigkeit der Nichtaufwertung der öffentlichen An-
leihen als eine Konsequenz des verlorenen Krieges an -
nimmt , so kann man es doch nicht z . B . im Hinblick aus
die opferbereiten Zeichner der Kriegsanleihen verstehen,

daß selbst die Rechtsansprüche auf Empfang von Zinsen
bis auf weiteres gestrichen werden. Vielleicht hätte man
hier mit den nötigen , allerdings nicht einfachen Siche-
rungen , damit das Geld nicht in Spekulantenhände , son-
dern nur in die der ordentlichen Zeichner gelangt, einen
Umtausch in eine neue Goldanleihe, wenn auch nur zu>
einem geringen Prozentsatz der gezeichneten Summe , in
Aussicht nehmen können .

Auch die Sparkassenguthaben werden nicht aufgewertet.
Wo die Aufwertung der Hypotheken den Sparkassen zu-
gute kommen wird , sollen diese Summen zu gemeinnützi -
gen Zwecken Verwendung finden. Als Grund wird die
Schwierigkeit angegeben, hier eine gerechte Verteilung zu
finden . Was für die Besitzer von Pfandbriefen aus der
Aufwertung herauskommt, wird im allgemeinen recht
wenig sein , anscheinend soll auch jeder Pfandbrief , der
nach dem 1 . Januar 1919 seinen Besitzer gewechselt hat,
für eine Mitbeteiligung an der Aufwertungsmasse nicht
in Betracht kommen. Bei einigen Serien würde dies
einen Vorteil für eine Minderheit von Pfandbrief -
besitzern bedeuten.

Was bringt nun in der Hauptsache die Verordnung
positiv? Der durch die Inflation geschädigte Gläubiger
soll einen geringen Teil seiner Rechte wieder erhalten,
wenn es sich um private Verpflichtungen handelt, die
bis zum 31 . Dezember 1923 nicht gekündigt waren. Er
soll im allgemeinen 10 Prozent des Goldwerts zurück-
erhalten , doch soll auch in besonderen Fällen , wo es die
Verhältnisse des Schuldners gestatten, ein höherer Sa #
eintreten können. Der Schuldner soll einen Teil der ihm
durch die Geldentwertung zugeflossenen Gewinns an den
in schwerster finanzieller Not befindlichen Staat abfuhr
ren , was zweifellos bet! Forderung nach steuerlicher Ge-
rechtigkeit entspricht, jedoch namentlich bei komplizierten
Kreditgeschäften in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten
bringen dürfte . U . a. sollen auch die Gewinne aus den
Stundungen bei staatlichen Holzverkäufen erfaßt und
so schwere seinerzeit gemachte Fehler wieder gutgemacht
werden . Der Schuldner hat im allgemeinen 12 Prozent
des Goldwerts aufzubringen und diese an das Reich ab -
zuführen , wenn die Tilgung vor dem 31 . Dezember 1923
erfolgt ist , wobei die Tilgungssumme ihrem Goldwert
nach in Rechnung gestellt werden darf . Es tritt damit
das Reich in die Rechte des Privatgläubigers , dem es,
wenn er seine Schuldverschreibung noch in Händen hat .
10 Prozent Aufwertung zuweist und für sich die rest-
lichen 2 Prozent behält. Wer das Geld bis 15 Februar
abführt , soll einen erheblichen Nachlaß erhalten. Die
Frage ist, ob nicht doch noch leistungsfähigeren Schuldnern
ein höherer Betrag als 12 Prozent auferlegt werden
könnte, vor allem zu Gunsten der Gläubiger, deren Hypo -
theken vor dem 31 . Dezember 1923 gekündigt wurden.
Andererseits liegt es auf der Hand, daß auch den Schuld-
nern , ebenso wie den Gläubigern gegenüber Ungerechtig -
leiten sich nicht vermeiden lassen werden , da ja auch die
Lage der Schuldner ganz verschieden ist und manche von
ihnen selbst Hypothekengläubiger sind.

Im weiteren bringt die Verordnung nach eine Rege-
lung des Finanzausgleichs über die» das wesentliche von
uns gestern bereits mitgeteilt ist.

*
Auf den Börsen dauert die Geschäftsstille an , wenn

auch auf Einzelmärkten Anzeichen der Belebung vorhan -
den sind . Freilich das sog . große Publikum hält sich zu-
rück, sowohl der Not gehorchend , d . h . aus Kapitalmangel ,
wie auch Wohl teilweise in der sehr berechtigten Über -
legung , daß mit Spekulation nun einmal nicht mehr so
einfach zu verdienen ist wie bisher und im Gegenteil sehr
leicht erhebliche Nackenschläge kommen können , wie das
plötzliche Steigen und Wiederfallen mancher Papiere in
der letzten Zeit zeigte.

Der Unterschied im Vergleich zur Jnslationsperiode
liegt auf der Hand . Damals wurde eigentlich wahllos
alles gekaust, von dem man sich versprach , daß es den
Entwertungsprozeß der Mark nicht mitmache . Heute wird
jeder, der Papiere kaust , sich fragen müssen, welchen tat -
sächlichen Wert sie haben, wie es im Hinblick auf die Gold-
bilanzierungsverordnung mit der Substanz , mit dem tat¬
sächlichen Vermögen der Gesellschaft steht, ob Zusammen-
legungen der Aktien zu erwarten stehen und wie sich die
betreffenden Papiere rentieren , d . h . welchen Zinsen-
ertrag , welche Dividende sie abwerfen. Fragen , denen der
größte Teil des Publikums , das bisher an der Börse mit -
spekulierte, gänzlich fremd gegenübersteht , die auch selbst
dem berufsmäßigen Börsianer zurzeit erhebliches Kopf-
zerbrechen verursachen dürsten. Dabei darf nicht verges-
sen werden, daß, was die Rentabilität der Papiere am



belangt , die Bestimmungen der Toldbilanzierungsverord-nung insofern auch mitsprechen werden, als dort , wo ein
sog. Kapitalentwertungskonto angelegt wird , drei Jahreüberhaupt keine Dividenden bezahlt werden dürfen.Während bisher eine Unsumme von Papieren wenig-
stens Kurssteigerungen oder Extravergütungen in Ge-
stall von Bezugsrechten erwarten ließ, wird man
heute, namentlich nach gewissen Erfahrungen , sogleich
sich fragen , ob man nicht , wenn irgend ein Papiereine Tendenz nach Aufwärts zeigt , zu spät kommt,bor allem aber und besser, ob diese Aufwärtsbewegung
begründet erscheint. Das breite Publikum wird wieder ,wie in der guten allen Zeit , wenn es sich der Börse
nähert , Anlagepapiere suchen, d. h . auf die Qualität des
Papieres fehen müssen und am besten jede eigentliche
Spekulation überhaupt unterlassen.

Erfreulicherweise wird verschiedentlich gemeldet, daß
sich der Depositenverkehr auf Rentenmarkgrundlage und
die Einlagen in die Sparkassen wieder verbessern. Dies
zeigt, daß das Vertrauen in die Wertbeständigkeit der
Rentenmark steigt und daß das Geldhamstern im Auf-
hören begriffen ist. In der Tat ist es natürlich viel besser,bescheidene Zinsen bei Sparkassen und zuverlässigen Ban -
ken zu nehmen und das Geld jederzeit, wenn man es
braucht, parat zu haben, als irgend ein Papier zu er-werben, dessen inneren Wert man unter den seltensten
Umständen wirklich kennt und das man , wenn man Geld
braucht u. U. zu einem verlustbringenden Kurs los -
schlagen muß , wozu noch außerdem die Provisionsgebüh -
ren kommen. Dies war die Norm , nach der man vor der
Inflation und vor dem Kriege sein Geld anlegte. Nur
wenn man sür sein Geld eine Anlage für längere Zeit
suchte , kaufte man sich Papiere und zwar nach eingehen -
den Erkundigungen über deren Zuverlässigkeit und Güte.

Wie sich künftig die Rentabilität der nicht festverzins-
lichen Papiere gestalten wird , ist außerdem die Frage. Zu-
nächst werden wohl viele, wenn nicht die meisten Gesell -
schasten, dem Beispiel der „Allgemeinen Elektrizitäts -
Gesellschaft " folgen und überhaupt keine Dividenden ver-
teilen , um alles zur Stärkung der Reserven verwenden zukönnen. Was dann sich in den einzelnen Jndustriezwei -
gen herauswirtschasten lassen wird , hängt von so vielen
Faktoren , vor allem von der politischen Lage Deutschlands,der Regelung der Reparationsfrage , der Regelung der
Ruhr - und Rheinfrage ab , daß es müßig wäre , sich in
Spekulationen jetzt darüber zu ergehen.

Ein trauriges Kapitel ist auch die anhaltende Unter-
Bewertung, unter der die Festwertanleihen leiden . Sie
beträgt bei Kohlenanleihen durchschnittlich 5V Prozent ,bei Roggenanleihen 4V Prozent , auch bei Goldmark - und
Dollaranleihen über 3V Prozent . Darunter leiden In -
dustrie, Banken und besonders auch die Gemeinden aufs
schwerste, die ihre neuen Festwertanleihen nicht absetzen
können, auch wenn sie , wie es verschiedentlich geschah , auch
in Baden , ursprünglich in Aussicht genommene Holzan-
leihen in Goldanleihen umwandelten . Der Grund für
diese Erscheinung liegt zweifellos nicht in dem mangeln-
dem Vertrauen , sondern in der Kapitalnot . Gerade die
Besitzer von Festwertanleihen sind vielfach kleine Sparer ,
welche ihre Gelder nicht für dauernd darin anlegen, son-
dern sich eben vor der Geldentwertung durch Ankauf sol¬
cher Papiere sichern wollten, nun aber wieder Geld brau-
chen und so die Kurse drücken. Auch hier zeigt sich wie-
der, daß für kurzfristige Anlagen Banken und Sparkassen
da sinÄ und daß die annormale Übung der Inflationszeit ,
zu solchen Anlagen Papiere zu erwerben, sich nun in nor-
malen Verhältnissen zum Schaden dieser Papiere selbst
auswirkt . ***

Die Tasten der ^ Dicum vertrage
In einer Artikel im „93 . T . " schildert Staatssekre¬tär a . D . Professor Dr . Julius Hirsch die Lasten

der Micumverträge . Er schreibt u. a. :
Wer Erfüllungspolitik empfohlen hat , der hat das gewiß nie

aus Freude an der Entziehung von Werten aus der deutschen
Wirtschaft getan . Die schärfsten Gegner der Erfüllungspolitikwaren in Deutschland nicht die arbeitenden Schichten , die z . B .
im Bergbau sich immer wieder zu Überschichten bereit fanden ,
sondern vor allem die Vertreter der Schwerindustrie . Jeder
Regierung warfen sie einen zu weitgehenden Erfüllungswillen
vor .

Nun haben also die heftigsten Gegner der Rathenauschen^ rfüllungspolitik nach der Besetzung des Ruhrgebietes und
ach all den bitteren Folgen des Ruhrkampfes schließlich doch

Verträge unterschreiben müssen , die — auch eine Erfüllungs¬
politik darstellen . Leider gewiß keine bessere als diejenige
Rathenaus .

Was hatte Rathenau übernommen , und was wird jetzt ge-
leistet ? Nach dem schlietzlichen Ergebnis der Verhandlungs -
leistuna in Cannes wären zu liefern gewesen laufs Jahr be-
rechnet ) an Barleistungen erst 720, dann herabgesetzt auf 500
Millionen Goldmark , an Sachleistungen 1450 Millionen Gold -
mark , zusammen 1950 Millionen Goldmark . Von den Sach -
leistungcn sollte Frankreich allein für 950 Millionen Goldmark
abnehmen : es war sehr unwahrscheinlich , daß diese Abnahme
v îll erkolgt wäre . In die Barleistungen waren aber auch die
. äußeren Besatzungskosten " mit eingeschlossen , die in Cannes
auf jährlich 220 Millionen Goldmark herabgesetzt wurden .

Welche Werte werden nun durch den heutigen Zustand der
deutschen Wirtschaft entzogen ?

Ohne weiteres berechenbar ist dasjenige , was der Ruhrberg -
bau an Sach - und Geldleistungen zahlt . Aufs Jahr berechnet
ergeben sich nach heutigen Preisen an Kohlen - und Koksliefe -
rungen etwa 4S0—S00 Millionen Goldmark , an Kohlensteuer ,
zahlbar in Devisen , 1 Milliarde französische Franks ; bei
I Frank zu 20—25 Goldpfennigen also 200—250 Millionen
Goldmark , dazu einmalige Abgeltung für früher auferlegte ,
nicht bezahlte Kohlensteuer 60 Millionen Goldmark .

Das leistet die eine » allerdings wichtigste Industrie . Nun
haben aber auch fast alle anderen Industriezweige des besetz-
ten Gebietes solche Verträge unterschreiben müssen , solche für
Braunkohle , Eisen , Farben , leider auch Düngemittel , ja , selbst
Gerbereien und Lumpensortierereien haben sich zur Gratis -
abgabt beträchtlicher Teile ihrer Produktion verpflichten müs -
sen . Es wird uns aber noch viel mehr entzogen :

Die Zolleinnahmen und gleichartigen Verbrauchsabgabenan der besetzten Westgrenze (ein Fünftel bis ein Viertel der
Gesamtzolleinnahme ) ; die im besetzten Gebiete noch erhobenen
Ausfuhrabgaben ; die ungemein lästigen Zwischenzölle ; die
Einnahmen aus den von der Regie weggenommenen Bahnen ,früher unsere stärkstbefahrenen , besonders ertragreichenStrecken , ein sehr beträchtlicher Ausfall . Würde man hinterdiese Posten Zahlen einsetzen , so würden sie sicherlich, ausSJahr berechnet , recht reichlich den Rest ausfüllen , der an einer
Goldmilliarde bei den Leistungen des rheinisch - westfälischen
Bergbaues noch fehlt . Aber wir sind noch nicht fertig :Wir zahlen jetzt auch wieder bare Besatzungskosten (da ?
Ausland weiß es , dem Jnlande hat es eben erst die Renten -
bank mitgeteilt ) , und der Betrag wird schwerlich geringer seinals der von Rathenau vereinbarte ; denn wir erleiden dazuimmer noch Wegnahmen von öffentlichen Geldern .

Dazu kommen aber noch die unsichtbaren schlimmen Lasten :
Neben den erhöhten Okkupationslasten die kaum erträglichen
WirtschaftShemmungen im Verkehr mit dem besetzten und un -
besetzten Gebiet ; der Eisenbahnverkehr ist immer noch gelähmt ,
Rohstoffe und Halbfabrikate , welche die deutsche Gesamtwirt -
schaft zu hohen Werten verarbeiten könnte , werden weggesah -
ren . eben dadurch entstehen schädlichste Wirtschaftsstörungenund -Verschiebungen , entstehen Doppelarbeiten und doch : Ar -
beitSlosigkeit . weit über das durch die Wirtschaftslage erzwun -
gene Maß hinaus .

Denn dies ist die traurigste Seite dieser kostspieligen , neuen
„Erfüllungs -Politik : Sie kostet u «S ganz unverhältnismäßig
vielmehr , als sie den Bertragsgegnern einbringt ; sie greift
mechanisch , was sie im besetzten Gebiete findet , ist deshalb un -
organisch , stört und schÄigt unfern Wirtschaftsorganismusund macht ihn auf die Dauer leistungsunfähiger , auch hierwieder im bedauerlichen Gegensatz zur Erfüllungspolitik von
1922.

Diese Belastung der deutschen Wirtschaft ist großenteils fürbeide Teile gänzlich unproduktiv . Deutschland trägt die Lasten ,die Reparationsgläubiger haben nicht entfernt den Nutzen , der
Deutschlands Schaden ist ( z. B . bei den Eisenbahnen ) .Dabei eine wesentliche Frage : Auf welchin Schultern ruhen
diese Lasten gegenwärtig ? Fraglos zahlt das Reich die folgen -
den Summen ohne weiteres aus Reichsmitteln : die Besatzung ?-
kosten, die Kosten der durch die Wegnahme » entstehenden Er -
Wertlosigkeit , die weggenommenen Zölle im Westen und die
sonstigen weggenommenen Gelder , den schweren Ausfall an
Eisenbahneinnahmen .

Die anderen Lasten haben bis zum 15. April 1924 die be-
teiligten Industrien übernommen und unterschrieben . Sie
sind die Steuerzahler an die Entente . Wer sind die Steuer -
träger ? Auch hier fraglos zum großen Teil das Reich. Zwar
zahlt es den Unternehmern für diese Lasten zunächst nichts ;aber solche Unternehmungen werden durch die Schwere der sienunmehr treffenden Belastung sowohl in ihrer Steuerkraft
ungefähr auf den Nullpunkt gebracht , wie sie auch schwerlichin der Lage sein werden , alle Vorschüsse , die ihnen während des
Ruhrkampfes zuteil geworden sind , zurückzuzahlen . Darüber
hinaus helfen den Unternehmern , die sicherlich aus ihren Ge -
Winnen große Teile werden tragen müssen , die Arbeiter , indem
sie Mehrheit leisten , ohne diese Überstunden höher bezahlt zubekommen , also die Generalunkosten der Unternehmungen
herabdrücken und schließlich die Verbraucher , insoweit die all -
gemeinen Unkosten der Unternehmungen im Preise abgewälztwerden können .

Es handelt sich bei alledem um schwere Milliardenlasten ,und die Vermutung ist mehr als berechtigt , daß sie in dieser
Form von der heutigen Wirtschaft auf die Dauer nicht getra -
gen werden können und auch vernünftigerweise nicht verlangtwerden können , zumal sie für die Vertragsgegner nur einen
kleinen Bruchteil des Betrages als Nutzen bringen , den unsere
Belastung ausmacht .

Politische Neuigkeiten
Die Sachverstättdigenkomttees

Das Erste Sachverständigenkomitee hielt am Donnerstagin Berlin Besprechungen mit dsm Reichsbankpräsidenten Dr .
Schacht und dem Leiter der Kriegslastenkommission Staats »
sekretär Fischer ab .

Die Mitglieder des Zweiten Komitees (für Kapitalflucht )wurden am Donnerstag vom Reichskanzler smpfangen , der die
Herren mit einer Ansprache begrüßte . Darauf erwiderte der
Vorsitzende des Komitees Mac Kenna , indem er dem Reichs -
kanz 'ler für den entbotenen Willkomin dankte . Weiterhin
sagte er , er hofte zuversichtlich , daß es gelingen werde , die
Untersuchungen mit tunlichster Beschleunigung erfolgreich
durchzuführen .

ch
Das Brüsseler Blatt „ Libre Belge " will wissen : Die Aufhe¬

bung der R rbesetzung ist zu einer brennenden Frage geworden ,nicht nur wegen des Londoner Regierungswechsels , sondern auch
wegen des Sachverständigenausschusses Dawes . Die Mitglieder
dieses Ausschusses , dessenAufgabe es ist, das deutsche Budget aus -
zugleichen und die deutsche Währung zu stabilisieren , sind da-
hin übereingekommen , daß ihre Arbeiten unfruchtbar bleiben
werden , wenn sie nicht die Einkünfte aus dem Ruhrgebiet hin .
zuzählen , mit anderen Worten , die Sachverständigen verlangen ,daß die Einnahmen aus den Eisenbahnen und anderen ösfent -
lichen Diensten im Ruhrgebiet , die die Franzosen und Belgier
beschlagnahmt haben , wieder in die Aktwa des deutschen Bud -
gets übergeführt werden . Es ist einfach unmöglich , einem
derartigen Verlangen der -Sachverständigen Folge zu leisten ,ohne die Beendigung der Besetzung ins Auge zu fassen . Aus
diesen Gründen erlangen die alliierten Verhandlungen , dieam Sonntag in Paris gepflogen worden sind , eine ganz beson »dere Bedeutung .

*
Der „Newyork Herald " veröffentlicht folgende Darlegungder voraussichtlichen Entwicklung der alliierten Beratungenin der Reparationsftage :
1 . Die Sachverständigenkomitees würden an die Repara -

tionskommission berichten , die , bevor sie sich über die Berichte
ausspricht , Instruktionen bei den Regierungen einholen werde .

2. Hierdurch würde der Weg für eine Konferenz zwischenden Ministerpräsidenten freigemacht werden , die Ende Märzstattfinden , und zu der insbesondere sowohl die VereinigtenStaaten als auch Deutschland eingeladen werden sollten .
3 . Gleichzeitig mit der erwähnten Konferenz oder unmittel -bar nachher soll der Versuch gemacht werden , Macdonalds

Plan einer internationalen Konferenz zur Revision der in -
ternationalen Zahlungsverpflichtungen durch Streichung ,Herabsetzung oder Konsolidierung zu verwirklichen . Es wirddie Hoffnung ausgesprochen , daß es Amerika möglich sei, im
Interesse deS europäischen Friedens mitzuwirken ,

4. sobald eine Verständigung erzielt worden sei, werde
Deutschland in den Völkerbund aufgenommen werden , voraus -
gesetzt, daß es seine Verpflichtungen erfülle .

Das Blatt glaubt feststellen zu können , daß man sich ftan -
zösischerseits für diese alliierten Gedanken zu erwärmen be-
ginne , da man von ihrer Verwirklichung eine gemeinsame
Haltung der Alliierten und Amerikas gegenüber einem et -
waigen Verstoß Deutschlands erhoffe .

England und Amerika zur deutsche » Not
In England hat sich jetzt ein Komitee unter dem Nam« ,

„Britischer Appell für eine deutsche Hilfsaktion " gebildet , de«bedeutende Namen wie Asquith , der zukünftige Premiermini ,
ster Ramsay Macdonald , Prof . Keynes , der Schriftsteller H.G . Wells , der Arbeiterführer Henderson usw ., angehören . Ineinem Aufruf wird erklärt , daß die englischen Organisationen ,die in Deutschland arbeiten , aus erster Hand Beweismaterial
über die Notlage übermittelt haben , die so weit geht , daß sichdie Organisation jetzt verpflichtet fühlt , die Tatsachen bekannt -
zumachen . In solch einer Situation kann jedoch wohltätige
Hilfe , wie großzügig sie auch sei , nicht die Wurzeln der Krank -
heit erreichen oder an Stelle einer klugen offiziellen Politik
treten . Aber sie kann zahlreiche Leben retten und durch die
Pflege menschlicher Sympathie dazu beitragen , ein besseres und
sichereres Europa zu schaffen . Wenn diese hungernden Men¬
schen unsere Feinde wären , hätten wir schon die Pflicht , ihnen
zu helfen . Sollen wir daher weniger tun , wo es sich um u» .
srre schwer getroffenen Nachbarn handelt ? Die amerikanisch«
Hilfsaktion , die unter Leitung des Generals Allan vor einigen
Wochen in Amerika in die Wege geleitet worden ist , hatte nur
Aussicht auf Erfolg , weil die Vertreter der amerikanischen Re -
gierung , insbesondere der amerikanische Botschafter Mr .
Houghlon und der Handelsattache , Mr . Herring , auf Grund
eingehender Untersuchungen Berichte übersandt haben , die ein
klares Bild von den Schwierigkeiten gaben , mit denen Deutsch -
land zu kämpfen,hat . Auf Grund dieser Berichte und weiterer
Zeugnisse amerikanischer Sachverständiger konnte General AI»
lan seinen Appell an das amerikanische Volk richten . Einige
Berichte aus Berlin sowie die Äußerungen des Handelsmini -
sters Hoover über diesen Punkt und der Appell des Generals
Allan liegen nunmehr im Wortlaut vor . Hoover schrieb an
Allan :

„Der Währungszusammenbruch und die schnell um sich grei -
sende Arbeitslosigkeit in Deutschland sind so groß , fcaß Hunger
und Unterernährung unter den ärmeren Klassen in den gro -
ßen Städten und den Jndustriebezirkeu in Zunahme gegriffensind. Es sind immer die Kinder , die zwischen den Muhlstrinen
der internationalen Streitigkeiten zermahlen werden ."

Der Bericht des Handelsattachees , Mr . Herring , in Berlin
schätzt die notwendige Einfuhr an Nahrungsmitteln in diesem
Jahre auf 700 000 Tonnen . Es wird geschätzt, daß am 1 .
November 2—3 Millionen im unbesetzten Deutschland voll -
ständig beschäftigungslos waren und 7 Millionen Kurzarbeit
leisteten , darunter 3 Millionen nur die halbe Zeit oder weni -
ger . Dadurch verbleiben tatsächlich nur 1 % bis 2 Millionen
Arbeiter in dem unbesetzten Gebiet , die voll beschäftigt sind .

Auf Grund dieser Zeugnisse konnte sich nun General Allan
an das amerikanische Boll wenden . Er sagt u . a . : „In dieser
schrecklichen Situation , in der das Leben von Millionen von
unschuldigen Kindern auf dem Spiel steht, gibt es nur eine
Möglichkeit , unser menschliches Mitgefühl diesem hungerndenVolk gegenüber sofort zum Ausdruck zu bringen , indem näm -
lich das amerikanische Volk diesem Komitee in Zusammenarbeitmit amerikanischen Quäkern genügend Mittel zur Verfügungstellt , damit Millionen von Kindern soweit ernährt werdenkönnen , daß sie durch diesen Winter hindurchkommen . Die
Erklärung Minister Hoovers unterstreicht die große Not , diein Deutschland vorhanden ist , und die Notwendigkeit eines un -
mittelbaren Eingehens auf unseren Appell , den wir in jedemStaat , durch das ganze Land hindurch organisieren ."

England und die Pfalzfrage
Der englische Botschafter in Paris hat abermals eine lln -

terredung mit Poincaree über die Pfalzfrage gehabt. Nach einer
Reutermeldung hat der engl . Botschafter den Standpunkt Eng .lgndß auseinandergesetzt , wonach^.? überhaupt keine Pfalzfrage
zugebcnbrauche , sobald , die ft -̂ nzös. Behörden darauf der-
zichten würden , die Separatisten zu unterstützen . Diese Be -
wegung dürfte sofort aufhören , sobald die öffentliche Meinung
sich fteie Geltung verschaffen könne . England sei bereit , die
Frage vor den Haager Schiedsgerichtshof zu bringen .

Zu dem Besuch Lord Crewes im Pariser Quai d' Orsay .erklärt die „ Chicago Tribüne " , daß der englische Gesandteeine schriftliche Note bei Poincare hinterlassen habe . Dieenglische Regierung lehne es ab , das Problem der Botschafter -
kouferenz zur Behandlung zu unterbreiten , mit der Behaup .hing , daß das französische Argument , wonach die Sickerbeitder französischen Besatzungstruppen bedroht sei , nicht stichhaltigw-äre - In der Antwort wird angegeben , daß Macdonald per -sönlich die Sicherheit der Besatzungstruppen als bedroht be.zeichnet habe .

Reichsbahn und Reichspost selbständige
Unternehmen

Das Reichskabinett genehmigte den Entwurf der Verord -nung , durch welche unter der Bezeichnung „Deutsche Reichs -bahn " ein selbständiges , eine juristische Person darstellendeswirtschaftliches Unternehmen geschaffen werden soll, durch dasdas Deutsche Reich die in seinem Eigentum stehenden Eisen -bahnen betreibt und verwaltet . Auch der Entwurf des Post -f,nanzgesetzes fand die Billigung des Kabinetts . Durch diesenGesetzentwurf soll der Reichspost - und Telegraphenbetrieb alse,n selbständiges Unternehmen unter der Bezeichnung „Deut -sche Reichspost" vom Reichspostminister unter der Mitwirkunge,nes Verwaltungsrats verwaltet werden .
*

Über die Eingliederung des bayerischen Reichspostgebietes in -folge der Neuordnung des Postwesens berichtet der „Baye¬rische Kurier " Einzelheiten . Die Selbständigkeitsstellung derReichspost in Bayern soll u . a . darin zum Ausdruck kommendaß der Staatssekretär der bayerischen Verwaltungsabteilung,m Reichspostministerium zugleich ständiger Bevollmächtigterdes bayerischen Staates ist . Der Staatssekretär und wenig -stens drei Viertel der Mitglieder und Beamten der bayerischenVerwaltungsabteilung sollen Staatsangehörige durch Abstam -mung sein und durch langjährigen Aufenthalt in Bayern mitden bayerischen Verhältnissen genau vertraut sein . Der Haus -halt des bayerischen Teiles der Deutschen Reichspost wird vonder bayerischen Verwaltungsabteilung nach Maßgabe des Be -darfs selbständig aufgestellt und verwaltet , mutz aber vomVerwaltungsrat genehmigt werden . Dem Staatssekretär stehtferner die Personalverwaltung im Rahmen der allgemeinenReichsanordnungen zu .

Das Volksbegehrender Bayerischen Boltspartei
Gegen das „ Volksbegehren " der Bayerischen Volkspartei auf« ndmiu « der Verfafsunig erlassen jetzt nach den Demokratenund Sozialdemokraten auch der Republikanische Reichsbundder Deutsche Bauernbund , Abteilung Bayern , dieChin >tlich-soz,ale Partei (Bayerisches Zentrum ) un >d die Natio¬nalliberale Landespartei Bayern Aufrufe , in denen sie ihreAnHanger auffordern , sich nicht zu beteiligen . Das Volksbe -gehren wird al >o von keiner anderen Partei als von der An -tragstellenden unterstützt . Der Versuch , das Begehren ŵirklichzu einem Volksbcgohren zu gestalten , ist demnach gescheitert.Es ist und bleibt das Begelhren einer einzelne » Partei . Bis -her ist auch die Unterzeichnung , die seit Montag im Gangeist , noch ganz schwach .



Bkurze tfiacbrfoMen
DK fnmMfch ^ rlgische Äes- tzvmg, Gegenübe, franzSsi.

«Ken Meldungen wird -mitgeteilt, daß im altibesetzten
Gebiet gegenwärtig 103000 Franzosen und 17000 Belgier,
im Rubrgebiet 40 000 Franzosen und 5000 Belgier stehen ;
das « gibt für die gesamt « ! besetzten Gebiete 143 000 Fran-
-osen und 22 000 Belgier als GesamtbesatzungSstärke . Die
Truppenteile , die sich augenblicklich im besetzten Gebiet be-
finden, machen mehr alz ei« Fünftel der aktiven Armeen
Frankreichs und Belgiens aus . Sie müssen von Deutschland
bezahlt werden und das in einer Weise , die den wirklichen
Bedürfnissen durchaus nkcht entspricht.

Der Erholungsurlaub der Beamte». Das Reichskabinett hat
beschlossen , daß der Erholungsurlaub der Beamte« für 1S24
gleichmäßig um siebe« Tage gekürzt werden soll und daß in
Krankheitsfällen von den Beamten nach dreitägiger Krank-
heitsdauer ein ärztliche? Zeugnis einzureiche» ist.

Der Bolksjustiz zum Opfer gefallen, © er am Dienstag der
Bolksjustiz zum Opfer gefallene französische Spitzel, Altbür-
germeister Gvmbinger von Roxheim , der viele Bestrafungen
und Ausweisungen! von Familien in Roxheim auf dem Ge-
wissen hat, ist im Krankenhaus zu Frankenthal den erlit-
tenen Schutzverletzungen erlegen.

Abbau der Ministerien i« Bayern. Der bayerische Minister»
rat hat beschlossen die drei nach der Revolution neu errichteten
Ministerien für Landwirtschaft , für Handel mnd Industrie und
Gewerbe und für soziale Fürsorge aus Gru»ld des Landtags-
bechlusses vom 21 . Dezember aufzulösen und sie dem Ministe-
rium des Innern beziehungsweise des Äußern einzuverleiben.

Annahme deS bayerischen Landeswahlgesetze ». Im baheri -
scken Landtag wurde nach kurzer Beratung -das Landeswahl-
gesetz mit den Stimmen aller anwesenden Abgeordneten ( 141)
angenommen und Mar auf Grund des Antnages der bayeri -
schen Volkspartei , der die Zahl der gewähltien Abgeordneten
mit 113 festsetzt.

Badi ^ dier Teil

Das neugeordnete badiscbe Arbeits -
nackweiswesen

in .
Die öffentlichen Arbeitsnachweise sowie das Landesamt

konnten im Laufe des Jahres 1923 ihre Leistungsfähigkeit
beweisen, denn in der kurzen Spanne ihre«? Bestehens ha-
ben sie Wohl die größte Belastung aushalt en müssen, die
die badische Geschichte des Arbeitsmarktes überhaupt
kennt. Von dem niedrigsten Stand der Erwerbslosigkeit
im November 1922 bis zum höchsten Stand im Dezember
1923 waren in der Erwerbslosensürsorge in den Einzel -
Wochen Schwankungen bis zu 20 000 Persoi len zu verzeich-
nen . In erster Linie mußte rasch eine Übersichtsmöglich-
keit geschaffen werden . Zu diesem Zweck war die Ein -
führung von Statistiken für Arbeitsvermittlung . Er-
Wertlosigkeit , Stillegungen usw. allerding s nach Reichs-
mustern erforderlich. Die Erwerbslosen Vierden in acht-
tägigen Meldungen erfaßt sowie durch halbmonatliche , von
denen allerdings die letzteren zuverlässige, ' sind , da man
bei den ersteren zuweilen sich mit Rücksicht auf die Schnel -
ligkeit der Meldung mit Schätzungen behelfen muß . Den
besten Überblick über die Vermittlungstcitigkeit gibt die
beigefügte Übersicht über die Arbeitsnachweisstatistik .

Arbeitsnachweis st ati st !ik

Monat Arbeits -
gesucht

Offene
Stellen

Vermitt¬
lungen

Januar m. 18 095 7 368 5 569
w . 11819 10 878 4 786

Februa m . 18 470 6407 4 713
w. 12 883 11262 4164

März m . 20349 5 476 4063
w . 11 779 9 323 3 695

April m . 22 124 5 709 4 312
w . 12 901 9 530 4122

Mai m . 24 775 7 630 5 742
w . 13106 11712 5 212

Juni m. 24 778 9 270 6874
w . 12236 10319 4 839

Juli m. 22 975 9 350 6 935
w. 12276 11380 5 412

August m . 24322 6 311 4 557
w . 10029 10212 4 257

September m. 24 711 3140 2 450
w . 9 934 8290 3 357

Oktober m . 37 292 2 606 2070
w . 12405 7 558 3 588

November m . 54 675 2 730 2 239
w . 20 365 5 827 3 301

Bezüglich der Erwerbslosigkeit wird auf !die Abhandlung
in den „Statistischen Mitteilungen " über das Land Baden ,
Band 12, Nr . 12, Jahrgang 1923 : Die Erwerbslosigkeit
in Baden im Jahre 1923 , verwiesen . Jedenfalls brachte
die Erwerbslosenfürsorge eine ganz erhebliche Belastung ,
schon allein die Geldverteilung , die teilvoeise unter Er-
schwernissen vor sich gehen mußte , wegen Mangel an Zah -
lungsmitteln . Sobald das Arbeitsnack)weiswesen sich
etwas eingespielt hatte, übertrug man 'den zentralen Ar-
beitsnachweisen dip Anforderung der <j Geldmittel beim
Arbeitsministerium und die Verteilung im Bezirk . Da -
durch erfolgte eine Entlastung des Arb>ritsministeriums ,
außerdem wurde der Einfluß des öffentlichen Arbeits¬
nachweises im ganzen Bezirk gestärkt. Amfangs des Iah -
res machten sich noch die im Jahre 1923 c ingeleiteten Um -
schulungsmaßnahmen bemerkbar, von denen noch 164 im
Gang waren (Rastatt , Freiburg , Karlsruhe ) . In der Be -
rufsberatung und Lehrstellenvermittlunsz , die ebenfalls
wichtig für das Arbeitsnachweiswesen sinZ ) , wurde man in
dankenswerter Weise durch das Unterrichtsministerium
und die ihm nachgeordneten Stellen sowiie die Handwerks -
kammern unterstützt. Die Neuregelung der Arbeitsver -
mittlung für ausländische Arbeitnehmer i md Arbeiter nach
dem Auslande hin , sowie die Überwachung der gewerbs¬

mäßigen Stellenvermittlung machten ebenfalls gesetzgebe »
rische und verwaltungstechnische Arbeiten erforderlich.

Jedenfalls läßt sich sagen, daß das Jahr 1923 für das
Arbeitsnachweiswesen grundlegend und einschneidend war .
Die in dem Jahre aufgetretenen Arbeiten hätten sicherlich
nicht in der Weise erledigt werden können, wenn es nicht
geglückt wäre , das Arbeitsnachweiswesen rasch neu zu ord-
nen und einen tragbaren Aufbau zu finden . Heute kann
man jedenfalls schon sagen, daß sich die Bezirkseintci -
lung gut bewährt . Es darf gerade an dieser Stelle nicht
unerwähnt bleiben , daß gerade die mit der Erwerbslosen -
fürsorge betrauten Beamten draußen im Bezirk große
Arbeit leisten mußten und trotzdem zuweilen von der Öf-
sentlichkeit nicht immer Dank erfuhren . Die Unterlagen
für die Gesamtübersichten, die jetzt zur Verfügung stehen,
sind als gute zu bezeichnen . Für die Zukunft werden
wohl die Erwerbslosenfürsorge und die Stellenvermitt -
lung die Hauptaufgabe bilden.

TurAukbebung des bad. Verwaltungsbokes
Wie bereits kurz bekannt gegeben wurde , hat infolge

de? Not der Zeit der badische Verwaltungshof mit dem
31. Januar 1924 seine Tätigkeit eingestellt . Damit schei-
det eine Behörde aus der badischen Verwaltung , die sich
über ein halbes Jahrhundert in verantwortungsreicher
Tätigkeit für Staat und Volk bewährt hat.

Der badische Verwaltungshof wurde durch das Ver -
waltungsgesetz vom 5. Oktober 1863 als teilweiser Ersatz
für die durch das gleiche Gesetz aufgehobenen 4 Kreis -
regierungen ins Leben gerufen . Neben der Beaufsichti¬
gung und Leitung des Kassen- und Rechnungswesens auf
dem Gebiet der inneren Verwaltung wurde ihm noch
eine Anzahl der bis dahin ebenfalls den Kreisregierun -
gen zugewiesenen Geschäfte übertragen , die ihrer Art
nach die Erledigung durch eine zentrale Behörde er -
forderten . Zu dem umfangreichen Aufgabenkreis des
Verwaltungshofes gehörte die Aufsicht über die sachlichen
Amtsunkosten der Bezirksämter , über die Stiftungen ,
die Unfallfürsorge für Gefangene , das Hinterlegungs -
Wesen , die Unterstützung für Kriegsteilnehmer und Mi -
litärhinterbliebene . die Prüfung der Aufrechnnngsan -
spräche der Landesarmenverbände , die Aufsicht über das
polizeiliche Arbeitshaus Kislau . über die Heil - und
Pflegeanstalten , die Abgaben der Feuerversicherungsan -
stalten an die Staatskasse zu gemeinnützigen Zwecken, die
Anweisungen für die Viehseuchenentschädigungen, die
Aufsicht über die kirchlichen Stiftungen der Israeliten ,
die Altkatholikensachen und vieles andere mehr, was hier
nicht im einzelnen aufgeführt werden kann.

Der Minister des Innern hat an den letzten Präsiden -
ten des badischen Verwaltungshofes , den früheren Lan -
deskommissär von Karlsruhe . Geh . Oberregierungsrat
Flad , ein Abschiedsschreiben gerichtet, in dem er mit
Worten besonderer Anerkennung daran erinnert , was der

fachen Gebieten seiner Tätigkeit geleistet hat und in dem
er zugleich dem Präsidenten und seinen Mitarbeitern
den aufrichtigen Dank für ihre wertvolle Dienste und die
gewissenhafte Besorgung staatlicher Aufgaben durch den
Verwaltungshof ausspricht.

Kadiscber Stüdtebund
(Verband der mittleren Städte Badens.)

Der weitere Ausschuß des Badischen Städtebundes hielt am
28 . Januar d. I . in Karlsruhe unter dem Vorsitz des Ober -
bürgermeisters Dr . Gugelmeier -Lörrach, eine Sitzung ab,
an welcher gegen 30 Bürgermeister des Landes teilnahmen .
Den Hauptgegenstand der Verhandlungen bildete die Reichs -
finanzreform und deren Auswirkung auf die Gemeinden.
Während das Reich die Umsatzsteuer zum größten Teile in
Zukunft selbst ausschöpfen will , sollen 90 Prozent des Aus-
kommens an Einkommen- und Körperschaftssteuer den Län -
dern und Gemeinden überlassen werden. Gegen die weiter -
hin beabsichtigte Einführung einer von den Gemeinden zu
verwaltenden Mietsteuer hat der Städtebund erhebliche grund -
sätzliche Bedenken. Jedenfalls muß die etwaige Verkoppelung
dieser Steuer mit der Grund - und Gewerbesteuer nachdrück-
lichst abgelehnt werden.

Nach dem Regierungsentwurf eines Notgesetzes über die
Änderung des badischen Steuerverteilungsgesetzes soll das
Aufkommen an Einkommen- und Körperschaftssteuer zwischen
Land und Gemeinden auch weiterhin nach dem Steuersoll des
Jahres 1319 verteilt werden. Da das Land in seine Verhält -
niszahl die außerordentlichen Steuerzuschläge dieses Jahres
einrechnet, bedeutet diese Verteilungsweise schon bisher eine
offensichtliche Benachteiligung der Gemeinden, die der Landtag
s . Zt . dadurch auszugleichen versucht hat, daß dem Land der

f
esamte Persönliche Bolksschulauswand übertragen wurde . In -
olge der Beoldungszuschüsse des Reiches ist die so ange-

strebte Mehrbelastung des Landes! in der Folgezeit tatsächlich
aber nicht eingetreten . Auch die dem Lande zum Zwecke eines
Lastenausgleiches weiterhin auferlegten Zuwendungen an den
L astenausgleichsstock in Höhe von 30 Prozent seines Anteils
sollen nun im Wege des Notgesetzes auf 5 Prozent und zwar
rückwirkend auf den 1 . April 1920 herabgesetzt werden.

Dieses Vorgehen würde eine Schlechterstellung der Gemein-
den u mrund 11 Prozent bedeuten, wogegen sich der Städte -
bund auf das Bestimmteste verwahrt . Auf alle Fälle muß
die in § 19 Absatz 1 Ziffer 2 des Steuerverteilungsgesetzes
für die Gemeinden vorgesehene Verhältniszahl um mindestens
50 Prozent , statt wie vorgesehen , nur umj 20 Prozent erhöht
werden.

Die bevorstehende Novelle zum Grund - und Gewerbesteuer-
gesetz gewährt den Gemeinden keinerlei Freiheit in der Ab-
stufung der Steuersätze, auch nicht in der Einführung eigener
Steuerordnungen , was besonders bedauerlich erscheint , da ge-
rade die Lohnsummensteuer, die in Preußen und Sachsen ge-
setzlich eingeführt ist, auch in badischen Städten Fuß zu fassen
begonnen hat . Der Steuersatz von 20 Goldpfennig auf 100 M.
Steuerwert , den das Land sich selbst zuweisen will, ist fast
doppelt so hoch als der Friedenssatz. Die Gemeinden halten
es nicht für gerechtfertigt, daß das Land diese den Gemeinden
noch verbliebene Steuer zunt großen Teil auch für sich selbst
beansprucht. Es wird daher eine Herabsetzung des staatlichen
Steuersatzes auf die Hälfte beantragt .

Nach einer beabsichtigten Änderung de» UntrrMtz »»S»>
wohnsitzgesetzeS soll künftighin der gewökmlicbe Aufenthalt in
einer Gemeinde deren Unterstützungspflicht in allen FÄlen
begründen . Die Landarmenverbände sollen aufgehoben und
eine Sonderregelung nur «für die Grenzgemeinden getroffenwerden. Gleichzeitig will man die gesamte Fürsorge für die
Kriegsbeschädigten , die Kleinrentner und die Jnvalidenrentnex
den Gemeinden übertragen . Ebenso ist eine stärkere Heran-
Ziehung der Gemeinden zur Erwerbslosenfürserge beabsichtigt .Die Gemeinden sehen sich außerstande , alle diese neuen Auf-
gaben mit ihren derzeitigen Einnahmen zu erfüllen, auchwenn sich diese durch einen größeren Anteil an der Einkom»

Auch die Aufwendungen für die anderen Fürsorgezweige müs-
sen bei einer Entlastung de» Reiches jedenfalls in weitgehend -
stem Maße von dem Lande übernommen werden.

Zum Beamtenabbau weist der Städtebund erneut darauf
hin, daß in erster Linie ein Gesetzes- und Ausgabenabbau not.
tut. In den Gemeinden ist der Beamtenabbau schwer durch-
zuführen, wenn ihnen dauernd neue Aufgaben übertragenwerden .

Die Beibehaltung der Kreise wird als dringend notwendig
erachtet.

Neben einer Reihe anderer wichtiger Fragen , die zur Er -
örterung standen , nahm der Ausschuß von der bisherigen
Tätigkeit des Badischen GemeindeversicherungSverbande»
Kenntnis. Nach dem allgemeinen Übergang zur Goldmark-
rechnung haben bereits zahlreiche Städte Feuer- und Haft.
Pflichtversicherungsverträge auf Goldmarkversicherungssummenmit dem Verbände abgeschlossen.

Die Entschädigung der Landtagsabgeordnete«
Nach einem Notgesetz . das soeben vom Staatsministerium

erlassen wurde , erhalten die Landtagsabgeordneten für ihre
Teilnahme an den Landtagsarbeiten ein Tagegeld in Höhevon fünfzehn Goldmark , das sich für in Karlsruhe wohnende
Abgeordnete um 40 Prozent ermäßigt . Abgeordnete, die in.
folge ihrer Teilnahme an den Landtagsarbeiten , einen Lohn»
ausfall erleiden , erhalten zu dem Tagegeld einen Zuschlag bis
zu fünfzig Prozent des Tagegeldes. Das Tagegeld erhält ein
Abgeordneter auch dann, wenn er von einem Minister oder
dem Landtagspräsidenten zu einer Beratung eingeladen wird
oder s^nst im Auftrag des Landtags oder des Landtagspräs,-denten tätig ist . Das gleiche gilt für die Teilnahme an Frak-
tionssitzungen. Die Abgeordneten haben für die Dauev ihrer
Mitgliedschaft fteie Fahrt auf den Eisenbahnen. Dampfschiffenund Kraftwagen im seitherigen Umfang. Der Landtagspräsi»dent erhält während seiner Amtsdauer neben dem ihm als
Abgeordneten zustehenden Tagegeld ein Aufwandsgeldvon mo-
natlich hundert Goldmark . Das Notgesetz gilt cch 15 . Januar .

Vom badischen Weinbaninstitnt
Am 29 . Januar fand in Freiburg i. Br ., in den Institut -

räumen einej Beiratssitzung statt . Aus den Ausführungen des
Vorsitzenden, der einen Überblick über die Tätigkeit im ver-
gangenen Jahre gab . ging hervor, daß die Kosten und Arbeits-
löhne bereits durch die derzeitigen Einnahmen gedeckt werden
können. Durch Steigerung der Produktion , eine Hauptauf -
gäbe des Instituts , werden die Gehälter zu einem großenTeil aus den eigenen Einnahmen gedeckt wenden können . Imweiteren Verlaufe der Sitzung ergab sich in der Ausspracheein scharfer Protest aller vertretenen Vereine gegen den ge-
planten Aboau des Instituts . Es wurde! ein Telegramm an
das Ministerium des Innern abgesandt, beim Staatsministe ,
rium die Erhaltung des Weinbauinstitüts dringend '

zu be-
fürworten . Weiter sprach man sich noch über eine Ersparnisin der Bekämpfungsmethode der Reblaus aus .

Zum Fall Bergdoll
Aus Berlin , 30. Jan . , meldet WTW . : Von amerikanischerSeite wurde wiederholt an die ReichsreHierung herangetreten ,um die Freilassung der wegen des Werfalles auf den ameri -

kanischen Deserteur Bergdoll auf badischem Staatsgebiet ver-urteilten amerikanischen LIeutnants Griffith und seiner Mit -
täter zu eowirken. In den letzten Tagen chatte auch der Prä -
sident des General Committee for Relief of Mstreß in Ger -
manh and Austritt , der in Deutschland wohlbekannte Charles
Nagels an den Reichspräsidenten die telegraphische Bitte ge-
richtet , Griffith bald die Freiheit wiederzaschenke « . Wenn er
sich auch durch se se Tat strafbar gemacht , habe er doch nicht
aus unlauteren Motiven gehandelt. Das Central Relief Com -
mittee drücke einen Wunsch aus , dessen Erfüllung weite Kreis«des amerikanischen Volkes, für die es glaube sprechen zu dür.
fen , mit besonderem Danke anerkennen würden . Die Reichs -
regierung trat daraufhin wegen einer Begnadigung Griffichs
und seiner Mittäter an die badische Regierung heran, die un.
ter Würdigung der besonderen Umstände die Freilassung ver-
fügt hat .

Ikommunale Rundschau
Die öffentliche Fürsorge Offenburgs . Die Not der Wirt-

schaftlich Schwachen steigert sich täglich . Die Spenden für die
Winternothilfe gehen immer spärlicher ein. Die Unter-
stützungssätze der Bedürftigen nähern sich allmählich den nie-
deren Sätzen der Erwerbslosenfürsorge , die beute für eine
erwachsene Person über 21 Jahre täglich 65 Pfennig , unter
21 Jahren 39 Pfennig , weibliche über 21 Jahre 52 Pfennig ,unter 21 Jahren 31 Pfennig beträgt . Der Kinderzuschlag
beträgt 13 Pfennig täglich Der Höchstzuschlag auch bei der
größten Kinderzahl tätlich IM Mark. Diese Sätze können
zum Leben natürlich nicht reichen . Um der Öffentlichkeit ein
Bild der heute zu versorgenden Kreise zu geben , hat das Für .
sorgeamt folgende Zahlen angegeben : Avmenfürsorge 77. So .
ztalrentnerfürsorge 173 . Kleinrentnerfürsorge 227. KriegShin-
terbliebenenMrsorge 180 , Tuberkulosenfürsorge 21. kinder-
reiche Familien 103 Personen , zusammen 770. An diese wer¬den wöchentlich einmal Lebensmittel von der Winternothilfeausgegeben zu ermäßigten Preisen . Dazu kommen noch die
Erwerbslosen , an welche ebenfalls Lebensmittel ausgegebenwerden . Deren Zahl beträgt 539, mit Familienangehörigen
sind es 1312 Personen . Während in dxr Nachbarstadt Lahrdie Thuner schweizer Küche bereits seit Monatsbeginn ihreWinterspeisung aufgenommen hat . ist hier von der in Aussichtgestellten Oltener Küche an zuständiger Stelle noch nichts be.kannt .

Die Linachsperre des Kraftwerkes BSHrenbach . Von den
Sperrbauten , die zurzeit in Deutschland im Bau sind dürftedie Staumauer des Kraftwerkes Vöhrenbach als eine hier zumersten Male zur Ausführung kommende Konstruktion in auf.
gelöster Bauweise gewisses Interesse für sich in Anspruch neh -
men . Eine ausführliche Beschreibung mit erläuternden Ab.
bildungen und Berechnungen bringt das soeben erschienen-
Heft 2 der Zeitschrift „Bfcton und Eisen" 1924 , Verlag von
Wilhelm Ernst & Sohn , Berlin .



Nus der Tsndesbsuptstsdt
H: Militäroerrin . Im Saale des Löwenrachen hielt der Militär ,verein am samStag einen in allen Teilen sehr gelungenen Fami -

lienabend ab» der als Einleitung für die Veranstaltungen desJah -
reS 1924 angesehen werden darf . Nach dem Eröffnungsmarsch von
Rehaczki, gespielt von jungen Freunden des Vereins folgte ein
von Mitgliedern des Vereins gespieltes „Hornquartett "

, das
ebenfalls allgemeinen Anklang fand . Der 1 . Vorsitzende, Pro -
feffor Dr . Ehret , begrüßte die Erschienenen und dankte der
Vergnügungskommission mit Herrn Klingenfuß an der Spitzewie auch den Mitwirkenden . Herr Berberich sang hierauf den
„Fremdenlegionär " von Ehrlich und später noch zwei andere
Lieder : „Jagdlisd " und ..Sonntagslied ". Ein Junge brachte
einige Gedichte zum Vortrag . Nach einem weiteren „Horn-
quartett "

, hielt Prof . Ehret die Festrede mit anschließenderEhrung der VereinSjaibilare. Redner gab einen geschichtlichenRückblick gedachte der napoleonischen als auch der bismarckschen
Zeit und verbreitete sich über die Gründung des Deutschen
Reiches bis auf die heutige Zeit . Hierauf überreichte der Vor -
f&ende die Erinnerungszeichen für 25- und 40jährige
Mitgliedschaft auch im Verbände an die Herren
für 4vjahrige Mitgliedschaft : Louis Kemm , KaulfmannRudolf Krepper , Hausmeister , Karl Ortlieb , Ver-
messungSassistent, Hugo Kühlental , Baurat , Gustav Schneider,Friseur , Jakob Kraus , Kasernenwärter ; 25jährige Mitglied-
schaft: Karl Bürkel , Stadtobersekretär , Valentin Buhl , Tape -ier , Wilhelm Crocoll , Zimmermeister , Josef Eis , Kellermeister,opold Fieg, Weriführer , Paul Fröscher, Buchdruckereibesitzer ,Tobias Geiser, Maschinist, Josef Gerve , Postsekretär , WilhelmHagner , Metzgermeister , Jose -f Gutmann » Amtsgehilfe , KonradKettler , Kellermeister , Johann Kindel , Kellermeister , FriedrichKörper, Verw . -Jnspektor , Christ. Meier , Briefträger a . D >,Fridolin Muck , Kanzleidiener , Karl Müller , Lokomotivführer,Otto Nagler , Sattler , Max Perous , Hoflieferant , Michael Rie-
sterer, Bierbrauer , Wilhelm Ringwald , Bierbrauer , Karl Roth,Kanzleidiener , Jakob Schick , Aufwärter , Wilhelm Schill, Gen¬darm , Jul . Schillinger, Fabrikarbeiter , Heinrich Schimmer,Schneidermeister, Karl Schöpf, Kaufmann , Robert Schweigert,Güterbestätter , Adolf Schwindle, Kaufmann , Wilhelm Stolz ,Seilermeister , Emil Tanueberger , Bankkalkulator , JohannTraud , Generalagent , Aureliu ? Treu , Gymnasialdiener , FranjBollert , Schieferdecker, Paul Wünkler , OberrechnungSrat , JosZink, Gerichtsvollzieher , Herm . Zorn , Sattlermeister , Ado! ,Watter , Magc^ insarbeiter . Namens der Ausgezeichneten IxmkteHerr Baurat Kühlenthal . Nach dem „Adagio" von Schubert unddem „ Andante " a . d. Kaiserquartett v . Haydn seitens derHauskapelle brachte Kamerad Hamberger einige humoristischeVorträge , ibtc allgemeinen Beifall fanden . Nach Dankeswortenvon Baurat Kühlenthal an den Vorsitzenden fand der Abendseinen Abschluß .

Fußballwettkampf . Sonntag , den 3. Februar d. Js ., nach -mittags K3 Uhr, findet auf dem K .F .V .-Platz das Entfchei-dungsspiel um die Meisterschaft des Bezirks Württemberg -Baden zwischen Stuttgarter Kickers und F .C . Freiburg statt.Zu dieser bedeutungsvollen sportlichen Veranstaltung werdenvon Stuttgart und Freiburg Sonderzüge hierher geführtwerden.

zie
Lei

Aussperrung bei Haid und Neu . Bei der Karlsruher
Maschinenfabrik Haid und Neu wurde , dem „Bad . Beob . "

zu -
folge, sämtliche Arbeiter wegen Differenzen bezüglich der Ar-beitszeit ausgesperrt . Von der Firma war gefordert worden ,daß be-i gleich bleibendem Lohn die Arbeitszeit von 8 auf 9Stunden täglich verlängert würde . Den Arbeitern wurde an-heimgogeben, im Laufe des Freitags ihren Restlohn in Emp-

, fang zu nehmen.

Ikurze Iksckriöiten aus Kaden
Rheinregulierung Basel —Bodensee . Die schweizerische De -

legation der badisch-schweizerischen Kommission für den Aus -bau deS Rheines zwischen Bafel und dem Bodensee tritt am4. Februar in Bern zusammen . Zu der Konferenz find Ver-treter sämtlicher Regierungen der Uferkantone von Basel bisBodens« eingeladen .

DZ . Weinheim , 31 . Jan . Der wegen deS Verdachts , feineGeliebte, das seit dem 14 . Dezember vorigen Jahres ver-
mifcte Dienstmädchen Elisabeth Kabel ermordet zu haben,vrhaftete Landwirt Georg Keck hat jetzt ein Geständnis abge-
legt. Die Leiche des Mädchens wurde nach den Angaben desKeck im Baggersee bei Lützelsachsen aufgefunden .

DZ . Mannheim , 28 . Jan . Anläßlich des 25jährigen Beste -
hens der Mannheimer Ingenieurschule fand gestern eine Feierstatt . In der Festrede gab der Gründer und seitherige Leiterder Anstalt, Stadtrat Dr . Wittsack , einen Rückblick über die
Entstehung und Entwicklung der Ingenieurschule . Eine wet-tere Ansprache hielt der jetzige Direktor Dr . Zech. Die Feierwar umrahmt von Musikvorträgen .

Mannheim , 29 . Jan . Um die Ausfuhr des Franken mitallen Mitteln zu unterbinden , verbietet eine Verfügung dieMitnahme französischen Geldes von Ludwigshafen nach Mann -heim. So mußten heute morgen Passanten , die von Ludwigs-
Hafen kamen, bei der Brückenkontrolle ihre Geldtaschen vor-zeigen und, falls sie im Besitze von Franken waren , zur Gen -darmeriewache nach Mvndenheim mitgehen. Daselbst wurdeihnen das Geld abgenommen.

Durlach , 28 . Jan . Der Landwirtschaftliche BezirksvereinDurlach veranstaltet am 9 . und 10 . Februar 1924 in der städ¬tischen Turnhalle in Durlach e>ine Saatgut - und Saatkartoffel¬ausstellung , deren Besuch sich empfehlen dürfte ; es wird einemäßige EintrittsgÄühr erhoben.
DZ . Gaggenau (Amt Rastatt ) , 29 . Jan . Im Abort des

hiesigen Rathauses wurde die Leiche eines neugeborenen Kindes
aufgefunden . Als Kindesmutter ermittelte man eine erst voracht Tagen getraute junge Ehefrau , die vermutlich aus falscherScham das Kind in das Becken des Wasserspülklosets gepreßthat . Die Tat geschah unmittelbar vor der Trauung , ohne daßjemand davon etwas gswahr wurde .

DZ . Freiburg i. B., 29. Jan . Der ehemalige KronprinzGeorg von Sachsen will sich dem Priesterstande widmen . Erobliegt gegenwärtig in St . Peter im »Schwarz^ alde dem 'Stu¬dium der Theologie und soll im Frühsommer dieses Jahresdie Priesterweihe erhalten .
DZ . Freiburg , 90. i$an . Der außerordentliche Professorder Physiologie an der Universität Würzburg , Dr . Paul Hoff -mann , wurde mit Wirkung vom 1 . April 1924 zum ordent¬lichen Professor der Physiologie an der Universität Freiburg«ernannt .
Freiburg , 30. Januar . Am letzten Sonntag feierte hierder Senior des Domkapitels Prälat Dr . Brettle sein 59jäh-riges Priesterjubiläum . Er gehörte zu jenen 35 Neupriestern ,die am 31 . Januar 1874 in aller Stille die Priesterweihe durchBischof Lothar erhielten , um die Neupriester den Strafen desSperrgesetzes, das damals im Werden war und am 19. Fe-bruar 1874 zustande kam , zu entziehen . Der rückwirkendeCharakter jenes Gesetzes hatte aber die Folge, daß jene Prie -ster trotzdem mit Gefängnis bestraft wurden . Bei der Jubi -

läumsfeier gab Prälat Dr . Brettle ein Bild der damaligenPriesterverfolgungen und verlas dann ein Gratulationsschrei¬

ben des Staatspräsidenten Dr . Köhler, da? auf die Verhält,nisse des Jahres 1874 Bezug nimmt und in dem es weiterdann heißt : „Die Umstände, unter denen damals die Priester ,weihe geschehen mutzte, heben diese aus dem Kreise der ge»wohnlichen Ereignisse heraus . Die 50 Jahre erzählen heutevon vielen stillen Opfern seelsorrgerlicher Arbeit , von edlenBestrebungen auf dem Gebiete des kirchlichen Kunstlebens,von kluger und eifriger Verwali ungstätigkeit an der Seitezweier Bischöfe . All das Schaffen galt Wohl zunächst derEhre Gottes und dem Seelenheil des katholischen Volksteils,diente aber auch in seinen Auswirkungen dem Staatswohl ,dem Autoritätsbewußtsein und der Ordnung im Volke undder ftuchtreichen Pflege von Bürgertugenden . Darum darf
ich auch namens der badischen Staatsregierung zum goldenen
Jubelfeste die herzlichsten Segenswünsche Ew . Gnaden über-
Mitteln . Möge Gottes Vorsehung Ihren Lebensäbend ver.klären ."

DZ . Lörrach, 30. J ? n. Hier «wurde dk bor einem Jahre
gegründete „ Deutsche Handels - A.-G .", die sich mit der Aus.
führung von Bankgeschäften befaßte, durch die Polizei ge.
schloffen. Der Direktor der Bank, Hans Heinz Dickten ,wurde schon vor einiger Zeit wegen Landesverrats und In *
dustriespionage festgenommen. Die Geschäftsbücher wurden
beschlagnahmt und unterließen jetzt einer Nachprüfung.

DZ . Konstanz, 31 . Jan . Nach einer Mitteilung der Deut ,
schen Bodenseezeituna in Konstanz soll für die Anwohner des
Bodensees eine Berbilligung der Fahrpreise auf B»densee .
dampfschifsen um rund 50 Prozent eintreten . Bisher betrug
diese Ermäßigung 35 Prozent . Diese ermäßigten Sonderkarten
wenden nur an ortsansässige Bewohner der unmittelbar an
den See grenzenden Gemeinden gegen Vorzeigung eines Licht-bildes des Inhabers mit Bescheinigung der Gemeindebehörde
abgegeben.

Dandel und Mirtscdatt
Berliner Devisennotierungen

in Millionen Mark .

Amsterdam . .
Kopenhagen .
Italien . . .
London . . .
Newyork . . .
Paris . . . .
Schweiz . . .
Prag . . . .
Wien (lOOÄronen )

1. Februar 31 . Jamiar
Geld Bri-s ®etb Brief

1571063 1 578 93416
| 1 566 075 1573 925 "

682 290 685 710 678300 681700
183 291 184 209 | 183 041 183 959

18 054 750 18 145 230 iS 17 955 000 18045 000 "
4189 500 4 210 500 10 4189 500 4 210 500 "

197 256 198 244 194 263 195 237
728175 731 825 726180 729 820
121944 122 556 120 697 121 303
59 351 59 646 59 351 59 646

Dl « kleine Alfter »«deutet die Zuteilung in Prozent
Die Borkriegspreise . Die Beachtung, die die Denkschrift de?

Reichsfinanzmimsterrums „Der angemessene Goldmarkpreis "
gefunden hat , und der vielfach geäußerte Wunsch , daß der
Öffentlichkeit die Kenntnis zuverlässig festgestellter Vorkriegs-
preise für möglichst viele Gegenstände des täglichen Bedarfsvermittelt wevden möge , ist Anlaß dazu gewesen, daß der
Verlag für Politik und Wirtschaft, Berlin , in Verbindung mit
dem Reichswirtschaftsministerium eine Liste von ca . 500 Vor-
kriegspreisen zusammengestellt hat . Diese Liste, die Klein.
Handels-, Großbandeis - und Erzeugerpreise enthält und u . a.
auch zahlenmäßige Unterlagen zur Beurteilung der Weltteue -
rung auf den wichtigsten Wirtschafts- und Rohstoffgebieten
bringt , ist im Buchhandel erschienen .

Badisches Landestheater .
Samstag , 2 . Febr . 7- ' / .10Uhr . Sp . I4 .20H .Th .-Gem . B.V .B . Nr . 501 - 700 u . 7401 - 7800Die Oresiie des Aischylos .

Spielplan vom 3 . bis 12 . Februar .Im Landestheater . So . 3 . Neu einstudiert- Die
Hngenotten . 6 . (Sp . I 7-20 .) Th .- Gem . Nr . 301 — 500 ,701—800 . — Mo . 4 * Götz von Berlichingen . 61/, . (Sp. I4.20.) Th .-Gem . Nr . 2201 — 2400, 3001 — 3100, 7301 bis7400. — Di . 5 .* B . 12 . Palestrina . 51/, . (Sp . I 5 .40.)Th - Gem . Nr . 3201 - 3600. — Mi. 6 * G . 13 . Titus . 7.
(Sp . I 5 .40 .) Th .-Gem . Nr . 1601 - 1900. - Do - 7 * E 13.Zum ersten Male : Das Kaffeehaus - Komödie in 3
Akten . Frei nach Goldoni von Otto Zoff . Musik vonKarl Rotter . 7 . (Sp . 1 . 4.20 .) Th .-Gem . Nr . 1101 - 1200 ,3601 —3800. — Fr . 8.* F . 14. Der Troubadour . 7.
(Sp . I . 5.40.) Th .-Gem . Nr . 6401 —6700 . - Sa . 9 .* Die
Orestie des Aischylos . 7 . (Sp . I 4 .20 .) Th .-Gem . Nr .2401 —2500 und II . und III . Sondergruppe der Th .-Gem . — So . 10. vorm . Ii 1/»- Musikal . Morgenfeier .Werke von Schein , Telemann , Corelli . (Sp . I 1 .50. ),abends 6. Carmen . Titelpartie : Eleonore Schloßbauer -
Reynold von der großen Volksoper Berlin . (Sp . 1 . 7 .20 .)Th .-Gem . Nr . 3101 - 3200, 4301—4500. — Mo . 11 *
C . 14 . Merodes und Marianine . 7. (Sp . I . 4.20 .) Th .-Gem . Nr . 1201 - 1600. - Di . 12.* A . 13. Der Wild¬
schütz . 7. (Sp . 15 .40 .) I . Sondergruppe der Th .-Gem .Int Konzerthaus . So . 3 . Die Tageszeiten der
Liebe . Hierauf : Bunter Teil . 7 . (Park . I 3 .00 .) —
So . 10 * Bunter Theaterabend . I . Die Tageszeiten der
Liebe . II . Satan 's Maske . III . Goethe : Ein Einfall
von Egon Friedel und Polgar . 7 . (Park . I - 3 .00.)Die Gültigkeitsdauer der Vorzugskarten wird mit
sofortiger Wirkung wieder auf 4 Monate (statt bisher 3
Monate ) erhöht . Vorrecht für Umtausch der Vorzugs¬karten u . Vorkaufsrecht der Abonnenten u . Inhaber v.
Vorzugskarten am Samstag , den 2 ., nachm . 1/,4—5 Uhr ,allgemeiner Vorverkauf und weiterer Umtausch von
Montag , den 4. an . Auslosung der Karten für die Teil
nehmer der Theater -Gemeinde jeweils am Vortag der
Aufführung in der Geschäftsstelle (10—*/,! , 4—6Uhr ).

Geschifft - EröIfnunä j

!

Ich habe unter meinem Namen ein

Gipser- und Stukkatur - Geschäft !
eröffnet und bitte , das meinem verstorbenen Vater 4• und mir seither geschenkte Vertrauen mir auch für +' die Zukunft bewahren zu wollen . Ein « reelle und ♦
solide Bedienving zusichernd , empfiehlt sich in £der angenehmen Erwartung einer wohlwollenden +
Unterstützung durch Überweisung von Aufträgen ♦
Emil Allmendinger ?

Gipser - und Stukkatur - Geschäft
Büro : VeilchenstraSe 24.

♦

Telephon 3288 . £

mm Badische Lichtspiele , mm
Samstag , £ , Dienstag . 5 . , Mittwoch, 6 . Februar,jeweils 8 Uhr abends , Mittwoch auch 4 Uhr nachm.

Erstaufführung s

mit Vortpag
Hervorragende Aufnahmen aus dem geheimnis¬vollen Tibet . Die ersten Originalbilder der hl.Mönche des Klosters Rongbuk und ihrer Zere¬monien . Sitten und Gebräuche der Bevölkerung .Vorverkauf : Musikhaus Milller , Kaiserstraße
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I Lichtbildervortrag des Herrn Prof . Dr . Paulcke
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zu haben D 62
Konzerthaus ist geheizt

Raumheizung
und Feuerungstechnik

mit besonderer Berück sichtigen g
der Ofenheizung

I . Teil :

DieVorgänge bei der Wärme¬
erzeugung u . Wärmeabgabe

Von
OberregierongsratW . Bucerius

Direktor des Bad. Landesgewerbeamts
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genen Forderungen . . . V45 21S 865 326 .—Mannheim , den 31 . Dezember 1923 .
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